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A. Einleitung 

Die Justiz ist ein wichtiger Bestandteil des gesellschaftlichen Zusammenlebens in 

der Bundesrepublik Deutschland. Die rechtsprechende Gewalt in ihrer 

Erscheinungsform als Gericht, bietet allen Menschen gleichermaßen die 

Möglichkeit, eigene Rechte geltend zu machen. Sie sorgt außerdem dafür, dass 

bestehende gesetzliche Regelungen befolgt werden und die Nichteinhaltung 

bestraft wird. 

Viele Menschen haben Respekt vor diesem Ort, an dem so viel Disziplin und 

Ordnung herrscht. Um diese Ordnung zu wahren wurde das deutsche 

Gerichtsverfassungsgesetz geschaffen. Es regelt den Aufbau und die 

Verfahrensweisen in der ordentlichen Gerichtsbarkeit.  

In den §§ 176 – 183 GVG gibt es Regelungen, die einen gesetzlichen Rahmen 

schaffen, um die notwendige Achtung der Bürger vor dem Gericht aufrecht- 

zuerhalten. Jedoch bieten diese Regelungen lediglich ein grobes Gerüst mit 

einem großen Auslegungs- und Handlungsspielraum für jene Personen, welche 

diese bedeutsamen Regelungen in die Praxis umsetzen müssen.  

Würde man den durchschnittlichen Bürger der Bundesrepublik fragen, was er 

sich unter einer Gerichtsverhandlung vorstellt, hätte er wohl zuerst das Bild einer 

Strafverhandlung oder einer streitigen Zivilverhandlung vor Augen. In beiden 

Fällen sorgt ein Richter dafür, dass die Verhandlung in einem angemessenen 

Rahmen abläuft. Volljuristen sind sich dieses Umstandes bereits während des 

Studiums bewusst. Das Bild eines Richters inklusive dessen Aufgaben sind 

schließlich weit verbreitet. 

Jedoch kann auch ein Rechtspfleger in seiner beruflichen Laufbahn in die 

Verlegenheit geraten, eine Verhandlung selbstständig leiten zu müssen. 

Denkbare Fälle in entsprechendem Ausmaß sind sowohl die öffentliche 

Verhandlung in einem Zwangsversteigerungsverfahren, als auch mündliche 

Termine im Insolvenzverfahren.  

In allen gerichtlichen Verhandlungen kann es dazu kommen, dass Beteiligte des 

Verfahrens oder außenstehende Personen in einer öffentlichen Verhandlung die 

Ordnung des Gerichts nicht respektieren und jegliche Vorgehensweisen 

sabotieren. 
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Als Rechtspfleger wird man während des Studiums nicht auf entsprechende 

Situationen vorbereitet.  

In meiner Zeit am Versteigerungsgericht während der zweiten Praktikumsphase 

meines Studiums habe ich von den Rechtspflegern der Abteilung erfahren, dass 

es immer wieder Probleme bei der Umsetzung der sitzungspolizeilichen 

Regelungen des GVG gibt. Oft ist nicht klar, in welchem Umfang der 

Rechtspfleger zur Anordnung und Umsetzung sitzungspolizeilicher Maßnahmen 

befugt ist und wie die Umsetzung in der Praxis tatsächlich Schritt für Schritt 

erfolgt. 

Als das GVG 1877 erstmals in Kraft getreten ist, gab es das Berufsbild eines 

Rechtspflegers in der Justiz noch nicht. Die Regelungen sind daher 

verständlicherweise für den Grundfall entworfen, dass nur ein Richter 

Vorsitzender einer Verhandlung sein kann.  

Mit Aufnahme des Rechtspflegers in die Gerichtsverfassung, wurden spezielle 

Regelungen für dieses Rechtspflegeorgan in einem individuellem Gesetz, dem 

Rechtspflegergesetz, normiert. Diese Arbeit soll einen Überblick über die Vielfalt 

der sitzungspolizeilichen Maßnahmen geben. Ein besonderes Augenmerk wird 

dabei auf Befugnisse und Beschränkungen des Rechtspflegers, auch im 

Vergleich zu den richterlichen Befugnissen, gerichtet sein. Das Vorgehen in der 

Praxis soll speziell für den Zuständigkeitsbereich des Rechtspflegers dargestellt 

werden.  
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1  
Vgl. BVerfG, B. v. 11.05.1994, 1 BvR 733/94, NJW 1996, 310.  

2  
Vgl. BVerfG, B. v. 06.02.1979, 2 BvR 154/78, NJW 1979, 1401. 

3  
Vgl. OLG Köln, U. v. 12.06.1997, 7 U 210/96, NJW-RR 1998, 1141. 

 

B. Gesetzliche Grundlagen der Sitzungspolizei 

I. Allgemeines 

Die Regelungen der Sitzungspolizei sind im Vierzehnten Titel des 

Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) normiert. Dieser regelt die Öffentlichkeit und 

Sitzungspolizei. 

In diesem Titel sind die §§ 176 – 183 GVG enthalten, welche die zentralen 

Regelungen der Sitzungspolizei bilden und sowohl die Anordnung als auch die 

anschließende Vollstreckung sitzungspolizeilicher Maßnahmen enthalten. 

 

II. Normen 

1. § 176 GVG 

Die Grundnorm der sitzungspolizeilichen Regelungen ist § 176 GVG. Sie 

offenbart den Sinn und Zweck der nachfolgenden Regelungen und macht 

deutlich, worum genau es sich bei der Sitzungspolizei handelt. Demnach soll 

durch die Gesamtheit der Normen dieses Abschnitts des GVG die Ordnung in 

einer Sitzung aufrechterhalten werden, sowie die Ausübung einer geordneten 

Rechtspflege geschützt werden.1 

§ 176 GVG wird durch die im Gesetz nachfolgenden Paragraphen modifiziert, 

welche den sitzungspolizeilichen Maßnahmen und deren Umsetzung einen 

gesetzlichen Rahmen geben. Dieser Rahmen muss durch die ausübenden 

Organe ausgefüllt und die Maßnahmen jeweils konkretisiert werden. 

Es sollte eine Möglichkeit geschaffen werden, einen Zustand zu wahren, der dem 

Gericht und seinen Organen ein störungsfreies Arbeiten ermöglicht.2 Zu einem 

ungestörten Verfahrensablauf gehört demnach auch der Schutz der an der 

Verhandlung teilnehmenden Verfahrensbeteiligten.3  

Die Umsetzung der gesetzlichen Regelungen obliegt dem jeweiligen 

Vorsitzenden der Sitzung. Vorsitzender einer Verhandlung ist derjenige, der für 

deren Leitung  sachlich und funktionell zuständig ist. 
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4  
Vgl. Kissel/Mayer, § 177 GVG Rn. 3. 

 

In den meisten Fällen, wie beispielsweise in Strafverhandlungen nach der 

Strafprozessordnung, ist dies ein Richter (§ 25 GVG). Da die §§ 176 ff. GVG für 

alle gerichtlichen Verfahren gelten, kann der Vorsitzende gleichwohl in der 

Person eines Rechtspflegers bestehen.  

Der Hauptanwendungsfall für einen Rechtspfleger als Verhandlungsvorsitzenden 

ist der öffentliche Termin im Zwangsversteigerungsverfahren gemäß §§ 66 ff. 

ZVG, §§ 3 Nr. 1 i) RPflG. 

Durch diese Konstellation werden die sitzungspolizeilichen Regelungen des GVG 

ebenfalls für Rechtspfleger relevant.  

 

2. § 177 GVG 

§ 177 GVG stellt eine erste Konkretisierung zu § 176 GVG dar. 

Die Norm schafft die Möglichkeit, Personen, die die gebotene Ordnung des 

Gerichtes nicht einhalten, aus dem Sitzungssaal entfernen zu lassen, zur 

Ordnungshaft abzuführen und gegebenenfalls anschließend für maximal 24 

Stunden festzuhalten. 

Die Norm richtet sich generell gegen alle Zuhörer einer Verhandlung, sowohl 

gegen einzelne Personen als auch gegen konkrete, identifizierbare Gruppen.4 

Über die Ausübung und Durchsetzung des Verweisungsrechtes entscheidet 

grundsätzlich der Vorsitzende der Verhandlung. 

Die Umsetzung der Regelung wird lediglich dadurch erschwert, dass eine 

Entfernung von Personen, die am Verfahren beteiligt sind, nur in schwer-

wiegenden Fällen durchgeführt werden soll. Dabei muss gemäß § 177 Satz 2 

GVG das Gericht in seiner Gesamtheit, das heißt in der gesetzlich 

vorgeschriebenen Besetzung, über die Verweisung aus dem Sitzungssaal 

entscheiden. 

Näheres zu den Möglichkeiten, welche § 177 GVG bietet, wird im weiteren 

Verlauf dieser Arbeit erläutert. 
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5  
Vgl. Kissel/Mayer, § 178 GVG Rn. 6. 

6  
Vgl. OLG Düsseldorf, B. v. 22.07.1988, 1 Ws 584/88, NJW 1989, 241;  

   OLG Koblenz, B. v. 13.11.1984, 1 Ws 824/84, MDR 1985, 430;   

   OLG Zweibrücken, B. v. 15.12.2004, 3 W 199/04, NJW 2005, 611.  
 

3. § 178 GVG 

§ 178 GVG beschreibt den Fall, in dem sich eine Person während der 

Verhandlung einer Ungebühr schuldig macht. Es werden entsprechende 

Ordnungsmittel als Ahndungsmöglichkeit vorgegeben, unter anderem die 

Anordnung eines Ordnungsgeldes oder einer Ordnungshaft. 

Das Gesetz stellt für die Anordnung von Maßnahmen nach § 178 GVG höhere 

Anforderungen als für die Anordnung gemäß § 177 GVG. 

Allgemein wird Ungebühr als Angriff auf den Gerichtsfrieden und die Würde des 

Gerichts angesehen.5 § 178 GVG zielt, wie § 177 GVG, auf die Einhaltung von 

Regeln während einer Verhandlung ab. 

Als Ungebühr werden beispielsweise das alkoholisierte Erscheinen zu einer 

gerichtlichen Verhandlung oder auch das provokante Zuschlagen der Türen des 

Verhandlungssaales gewertet.6 

Die Norm richtet sich grundsätzlich gegen jeden Teilnehmer einer gerichtlichen 

Verhandlung. In § 178 Abs. 1 Satz 1 GVG wird der Personenkreis konkretisiert. 

Es entscheidet wie bei § 177 GVG der Vorsitzende über die Verhängung von 

Ordnungsmitteln. Ausnahme ist dabei erneut die Verhängung gegen die am 

Verfahren beteiligten Personen gemäß § 178 Abs. 2 GVG, wonach das Gericht 

als Ganzes die Entscheidung treffen muss. 

 

III. Geltungsbereich  

1. Zeitlich 

Die §§ 176 ff. GVG sprechen insgesamt davon, dass die Ordnung in der Sitzung 

aufrechterhalten werden soll. 

Es ist nun zu klären, welchen Zeitraum die Sitzung tatsächlich umfasst. Unstreitig 

ist wohl, dass die Sitzung die gesamte Dauer der Verhandlung umfasst.  
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7  
Vgl. Maul, MDR 1970, 286. 

8  
Vgl. OLG Düsseldorf, B. v. 04.12.1985, 2 Ws 561/85, MDR 1986, 428. 

9  
Vgl. BGH, B. v. 11.02.1998, StB 3/98, BGHSt 44, 23. 

 

Mündliche Verhandlungen beginnen mit dem Aufruf zur Sache und enden 

allgemein mit der Urteilsverkündung oder Beschlussverkündung. 

Es ist jedoch umstritten, inwiefern der Begriff der Sitzung auch die Zeiträume 

unmittelbar vor und nach der tatsächlichen Verhandlung umfasst. 

In der Literatur wird weitreichend die Auffassung vertreten, dass eine Sitzung 

bereits beginnt, sobald der Zutritt zum Sitzungssaal gewährt wird. Dies geschieht 

mit der Öffnung des Sitzungssaales und der Ankunft der ersten Verfahrens-

beteiligten oder sonstigen Zuhörern.7 

Der Vorsitzende soll durch diese zeitliche Erweiterung die Möglichkeit 

bekommen, Personen die bereits vor Einlass und tatsächlichem Verhandlungs-

beginn eine störende Handlung vornehmen, gänzlich von der mündlichen 

Verhandlung auszuschließen. Der Vorsitzende soll solchen Handlungen gegen-

über nicht machtlos bleiben, in dem Wissen, dass das Verfahren nicht ruhig 

verlaufen kann.  

Zur Verhandlung gehört ebenfalls der Zeitraum, den das Gericht benötigt, um in 

Ruhe den Sitzungssaal verlassen zu können.8 Das Gericht soll sich während der 

Zeit seiner Anwesenheit nicht durch Handlungen von Verfahrensbeteiligten oder 

Zuhörern beeinflussen lassen. Stattdessen sollen die verhandlungsleitenden 

Personen bis zuletzt die alleinige Kontrolle über den Ablauf der Verhandlung 

behalten. 

Kurze Unterbrechungen der tatsächlichen Verhandlung in Form einer Pause oder 

einer Beratung stellen nach herrschender Ansicht einen Teil der Sitzung dar und 

unterliegen daher den sitzungspolizeilichen Regelungen.
9
 Wichtig ist, dass die 

Unterbrechungen zeitlich nicht zu ausgedehnt sind, sondern sich lediglich auf 

wenige Minuten beschränken. Pausen für kurze Besprechungen zwischen 

Rechtsanwälten und ihren Mandanten oder auch Pausen für Toilettengänge sind 

somit davon erfasst.  

Bei längeren Mittagspausen dürfte es wohl auf den Einzelfall ankommen, ob die 

Sitzung tatsächlich weiterläuft. 
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10  
Vgl. BGH. B. v. 19.01.1982, 5 StR 166/81, BGHSt 30, 350. 

11  
Kissel/Mayer, § 176 GVG Rn. 10.  

 

 
 

Maßstab bei der Beurteilung dieser Einzelfälle könnte die Überlegung sein, ob 

der Zeitraum der Unterbrechung generell dafür geeignet ist, dass sich Personen 

währenddessen aus dem Gerichtsgebäude begeben würden. Wäre dies der Fall, 

wäre die Unterbrechung zu lang, um noch in den Geltungsbereich der 

Sitzungspolizei zu fallen. 

 

2. Räumlich 

Der räumliche Geltungsbereich der sitzungspolizeilichen Befugnisse wird zu-

nächst einmal durch den Sitzungssaal, in dem die mündliche Verhandlung statt-

findet, vorgegeben. Aufgrund der sitzungspolizeilichen Regelungen ist in diesem 

Rahmen der Vorsitzende für die Einhaltung der gebotenen Ordnung und die 

Ahndung von Fehlverhalten zuständig. 

Eine räumliche Abgrenzung muss deshalb getroffen werden, weil damit auch 

eine Abgrenzung des Zuständigkeitskreises einhergeht. 

Grundsätzlich ist zunächst der Hausrechtsinhaber für die Einhaltung von Recht 

und Ordnung im gesamten Gerichtsgebäude zuständig. Eine Ausnahme dazu 

bildet die Sitzungspolizei, welche der Sitzungsvorsitzende ausübt. 

Die Sitzungspolizei ist daher dringend räumlich vom Geltungsbereich des 

Hausrechtes abzugrenzen. Das Hausrecht wird im Geltungsbereich der Sitzungs-

polizei von dieser verdrängt.10 Ordnet eine unzuständige Person eine Maßnahme 

zur Einhaltung der Ordnung an, so kann dies dazu führen, dass die Maßnahme 

anfechtbar ist und im Nachhinein für unwirksam erklärt wird. 

Ähnlich wie bei den zeitlichen Grenzen der Sitzungspolizei, ist es auch beim 

räumlichen Geltungsbereich sinnvoll, dass sich die Befugnisse zugleich auf an-

grenzende Räume erstrecken, soweit diese in unmittelbarem Zusammenhang mit 

dem eigentlichen Sitzungssaal stehen. 

So erstreckt sich der Geltungsbereich beispielsweise ebenfalls auf „das zu-

gehörige Beratungszimmer und Nebenräume, die unmittelbar und ausschließlich 

der Verhandlung dienen".11  
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12  
Vgl. OLG Stuttgart, B. v. 03.09.1992, 1 Ws 97/92, Justiz 93, 146. 

 
 

Soweit die Verhandlung durch eine Ungebühr gestört wird, die außerhalb des 

Sitzungssaales, aber in unmittelbar an den Sitzungssaal angrenzenden Fluren 

und Treppenhäusern begangen wird, können auch für diesen Bereich sitzungs-

polizeiliche Maßnahmen getroffen werden, um die gebotene Ordnung während 

der Sitzung wiederherzustellen.
12

  

Eine abweichende Ansichtsweise würde dazu führen, dass der leitende Richter 

oder Rechtspfleger einer Verhandlung, bei Störungen, die von angrenzenden 

Bereichen aus vorgenommen werden, machtlos wäre. Um diese Störungen 

abwehren zu können, müsste immer der jeweilige Hausrechtsinhaber heran-

gezogen werden. Wenn man bedenkt, dass in einem Gerichtsgebäude ständig 

mehrere Verhandlungen parallel stattfinden, wäre ein solches Vorgehen rein 

praktisch nicht möglich. 
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13  
Vgl. OLG Koblenz, U. v. 20.03.1975, 1 Ss 39/75, NJW 1975, 1333. 

14  
OLG Karlsruhe, U. v. 31.07.1975, 3 Ss 175/74, NJW 1975, 2080. 

15  
Vgl. OLG Koblenz, U. v. 20.03.1975, 1 Ss 39/75, NJW 1975, 1333. 

16  
Vgl. OLG Karlsruhe, U. v. 31.07.1975, 3 Ss 175/74, NJW 1975, 2080. 

 

C. Maßnahmen der Sitzungspolizei 

I. Maßnahmen vor der Verhandlung 

1. Durchsuchung von Personen 

Um die Sicherheit der potenziellen Zuhörer einer Verhandlung von vornherein 

gewährleisten zu können, werden in den meisten Gerichten die Bürger bereits bei 

Betreten des Gerichtsgebäudes nach Waffen und gefährlichen Gegenständen 

durchsucht und diese gegebenenfalls beschlagnahmt. Erst danach wird ihnen 

der Zutritt in das Gerichtsgebäude gewährt. 

Diese Durchsuchungen erfolgen meist durch die Justizwachtmeister oder einen 

privaten Sicherheitsdienst des Hauses. Sie sind grundsätzlich im Rahmen des 

Hausrechts, aufgrund einer Anordnung des Hausrechtsinhabers, veranlasst. 

Zusätzlich können solche Durchsuchungen jedoch auch direkt vor einem Ver-

handlungssaal erneut durchgeführt werden. Der Vorsitzende einer Verhandlung 

hat im Zuge der Sitzungspolizei die Möglichkeit, im Vorfeld diese Maßnahme 

anzuordnen.13  

Dies geschieht meist in Verfahren, bei denen die Gefahr besteht, dass Ver-

fahrensbeteiligte oder Zuhörer auf bestimmte Entscheidungen des Vorsitzenden 

aggressiv und gewalttätig reagieren und ihrem Unmut gegebenenfalls auch mit 

Gewalt Ausdruck verleihen könnten. 

Es gibt Meinungen, die eine solche „auf Vermutung begründete präventive 

Ausschließung von Zuhörern" als unzulässig erachten.14  

Jedoch hat der Vorsitzende lediglich die Möglichkeit, bestimmte Personen von 

vornherein von der Verhandlung auszuschließen, soweit bei der durchsuchten 

Person tatsächlich entsprechende Gegenstände festgestellt werden. Dieser 

Person kann dann entweder der Zutritt zum Verhandlungssaal gänzlich ver-

weigert werden oder es kann eine Teilnahme gestattet werden, unter der Voraus-

setzung, die gefundenen Gegenstände bis zum Ende der Verhandlung ein-

zubehalten.15 Demnach wird aufgrund der Kontrollen niemand unrechtmäßig an 

der Teilnahme der Verhandlung gehindert.16 
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17  
Vgl. Krekeler, NJW 1979, 185 (187). 

18  
Vgl. Kissel/Mayer, § 176 GVG Rn. 18. 

19  
BVerfG, B. v. 07.04.1978, 2 BvR 202/78, NJW 1978, 1049;  

    BVerfGE Band 48, 118-127. 
 

 
 

Diese Maßnahme kann bei allen Personen durchgesetzt werden, die in 

irgendeinem Zusammenhang mit der Verhandlung stehen. Die Maßnahme betrifft 

alle Teilnehmer einer Verhandlung gleichermaßen. Inzwischen ist es unstrittig, 

dass selbst Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte ebenfalls zum betroffenen 

Personenkreis gehören.
17

  

Bei der Durchsuchung dieser Personengruppe werden neben den Kleidungs-

stücken und den mitgeführten Taschen außerdem die mitgebrachten Akten auf 

gefährliche Gegenstände und Stoffe kontrolliert. Dabei können die Akten durch-

geblättert werden, wobei jedoch der Inhalt der Akte nicht erfasst werden darf.18 

Durch diese Vorgehensweise soll sichergestellt werden, dass beispielweise ein 

Häftling aus einer Justizvollzugsanstalt keinen Sprengstoff oder Waffen aus der 

JVA in den Verhandlungssaal einführen kann, indem er sie in den Akten seines 

Verteidigers deponiert. 

Wichtig ist bei diesen sitzungspolizeilichen Maßnahmen, dass sie im Vorfeld 

„hinreichend präzisiert und in ihrer Intensität abgestuft" werden.19 Damit soll 

sichergestellt werden, dass die getroffenen Maßnahmen in dieser Situation 

notwendig waren und im Verhältnis zur potenziellen Gefahr einer Störung nicht 

übermäßig sind. Weiterhin wird dadurch willkürlichen Entscheidungen des Vor-

sitzenden im Rahmen der Sitzungspolizei vorgebeugt und eine Benachteiligung 

einzelner Personen ist quasi ausgeschlossen. 

 

2. Kontrolle und Einbehaltung von Ausweisdokumenten 

In deutschen Gerichtsverfahren ist dem Öffentlichkeitsgrundsatz gemäß § 169 

Abs. 1 Satz 1 GVG eine zentrale Rolle zuteil geworden. Aufgrund dieser Re-

gelung sind alle Verhandlungen vor einem deutschen Gericht, einschließlich der 

Verkündung der jeweiligen Entscheidungen, öffentlich. Ausnahmen dazu sind in 

§ 170 Abs. 1 Satz 1 GVG normiert. Sie dienen dem Schutz der Verfahrensbe-

teiligten bei ausgewählten Verfahrensarten. 

 



11 
 

 

 

20  
BGH U. v. 10.06.1966, 4 StR 72/66, NJW 1966, 1570. 

21  
Vgl. BGH U. v. 06.10.1976, 3 StR 291/76, NJW 1977, 157. 

22  
Vgl. BGH, U. v. 06.10.1976, a. a. O.  

23  
OLG Koblenz, U. v. 20.03.1975, 1 Ss 39/75, NJW 1975, 1333. 

24  
Vgl. OLG Karlsruhe, U. v. 31.07.1975, 3 Ss 175/74, NJW 1975, 2080. 

 

 
 

Das bedeutet, dass jeder Person, die an einer Verhandlung als Verfahrens-

beteiligter oder als Zuhörer teilnehmen möchte, der Zutritt zum Verhandlungssaal 

gewährt werden muss. Die Teilnahme darf grundsätzlich nicht an erschwerende 

Bedingungen geknüpft werden. 

Eine Abweichung vom Öffentlichkeitsgrundsatz in Form einer Einschränkung ist 

möglich, wenn Umstände auftreten, die „außerhalb des Einflussbereichs oder der 

Einwirkungsmöglichkeit des Gerichts" liegen.20 

Der Vorsitzende hat dann die Möglichkeit, die Teilnahme einer Person an der 

Verhandlung beispielsweise von der Vorlage des Personalausweises oder eines 

anderen Ausweisdokuments abhängig zu machen, wenn schon im Vorfeld mit 

einer Störung der Verhandlung zu rechnen ist.21  

Auf den ersten Blick scheint es sich dabei zunächst um eine Teilnahme-

bedingung zu handeln. Jedoch muss hier beachtet werden, dass diese Maß-

nahme den Zugang zu einer öffentlichen Verhandlung tatsächlich nicht er-

schwert, da jede in Deutschland lebende Person die Möglichkeit hat, Inhaber 

eines entsprechenden Ausweisdokuments zu sein.22 Gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 

PAuswG ist zudem jeder deutsche Bürger mit Vollendung des 16. Lebensjahres 

zum Besitz eines gültigen Ausweises verpflichtet. Die Kontrolle darf, wie jede 

sitzungspolizeiliche Maßnahme vor einer Verhandlung, lediglich nicht zu einer 

„Auswahl der Besucher führen".23  

Der Vorsitzende der Verhandlung kann zusätzlich anordnen, dass die Ausweis-

dokumente der an der Verhandlung teilnehmenden Personen für die Dauer der 

Verhandlung durch das Gericht einbehalten und erst mit Ende der Verhandlung 

an die jeweiligen Besitzer zurückgegeben werden.24 
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25  
OLG Koblenz, U. v. 20.03.1975, 1 Ss 39/75, NJW 1975, 1333. 

26  
Vgl. OLG Karlsruhe, U. v. 31.07.1975, 3 Ss 175,74, NJW 1975, 2080. 

 
 

Auch durch diese Maßnahme wird der Grundsatz der Öffentlichkeit nicht einge-

schränkt, wenn eine Teilnahme an der Verhandlung ohnehin an die Vorlage 

eines Ausweisdokumentes geknüpft ist. Die bloße Abgabe des bereits vorge-

zeigten Ausweises stellt dann keine Hürde mehr dar. Im Gegenzug für die Ab-

gabe des Personalausweises erhalten die Personen in einigen Fällen Einlass-

karten, die als eine Art Pfand betrachtet werden. Mit Ende der Verhandlung und 

dem Verlassen des Sitzungssaales wird die Einlasskarte gegen den eigenen Per-

sonalausweis zurück getauscht. 

Die Anordnung sollte schon vor über 40 Jahren eine „Vorbeugemaßnahme 

gegenüber Anschlägen von politisch kriminellen Banden“ darstellen.25 Durch die 

Einbehaltung der Ausweisdokumente wird sichergestellt, dass Störer in der Ver-

handlung schnell identifizierbar sind und Maßnahmen konkret gegen diese er-

griffen werden können. Der Identitätsnachweis ist bei der Anordnung einer 

sitzungspolizeilichen Maßnahme während des Verfahrens wichtig, damit die 

formelle Verfahrensweise eingehalten werden kann. Dadurch wird zudem 

vermieden, dass ein Störer im Nachhinein die Feststellung seiner Personalien 

vereitelt, indem er die Angabe entweder verweigert oder unrichtige Angaben 

macht.26 

Als aktuelles Beispiel fallen in den Definitionsbereich der „politisch kriminellen 

Banden“ wohl vor allem die Reichsbürger. Besonders im Osten Deutschlands ist 

diese Gruppierung sehr aktiv. Diese Einzelpersonen oder Gruppen versuchen 

regelmäßig deutsche Gerichtsverhandlungen zu sabotieren, indem sie die Ver-

handlung und somit auch das Handeln des Gerichts durch Zwischenrufe oder 

Ähnliches stören. 

Gegen ebendiese Personen sind die vorgenannten Maßnahmen besonders 

effektiv. Da Reichsbürger die Existenz der Bundesrepublik Deutschland an-

zweifeln und vehement bestreiten, besitzt ein Großteil dieser Personen kein aner-

kanntes deutsches Ausweisdokument. Vielmehr versuchen sich Reichsbürger 

regelmäßig mit eigens hergestellten Dokumenten auszuweisen, welche bei den 

Einlasskontrollen nicht zulässig sind. 
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27  
Kissel/Mayer, § 177 GVG Rn. 2. 

28  
Vgl. Meyer-Großner/Schmitt/Schmitt, § 177 GVG Rn. 7. 

 
  

Besonders während der Praxisphase in der Versteigerungsabteilung beim 

Amtsgericht Bautzen ist mir aufgefallen, dass dort Gruppierungen von Reichs-

bürgern nicht selten an Versteigerungsverhandlungen teilnehmen und ver-

suchen, diese durch Zwischenrufe oder "kuriose Anträge" zu sabotieren. Die 

Rechtspfleger aus dieser Abteilung bestätigten mir auch, dass allein die 

Anordnung einer Ausweispflicht als Teilnahmebedingung häufig die Reichsbürger 

von den Verhandlungen fernhält.  

Können diese Personen beim Einlass in den Sitzungssaal kein anerkanntes Aus-

weisdokument vorlegen, kann ihnen sofort der Zugang verweigert werden. 

 

II. Maßnahmen während der Verhandlung 

1. Maßnahmen gemäß § 177 GVG 

a) Entfernung aus dem Sitzungssaal 

Personen oder Personengruppen, die den ordnungsgemäßen Ablauf einer Ver-

handlung stören, indem sie einer Anordnung oder Ermahnung des Vorsitzenden 

nicht Folge leisten, können aus dem Sitzungssaal entfernt werden. Diese Maß-

nahme ist in § 177 GVG geregelt.  

Bei Verfahren, die nicht in einem Sitzungssaal stattfinden (beispielsweise 

Ortsbesichtigungen), ist der Vorsitzende befugt, diese Personen aus dem un-

mittelbaren „akustischen oder optischen Bereich der gerichtlichen Tätigkeit“ zu 

entfernen.27 

Den Maßnahmen aus § 177 GVG muss gemäß des Wortlautes des Gesetzes-

textes stets eine Anordnung oder Ermahnung des Verhandlungsvorsitzenden 

vorausgehen. 

Dabei sind sitzungspolizeiliche Anordnungen im Sinne des § 176 GVG gemeint. 

Der Störer muss die Anordnung wissentlich nicht befolgt haben. Dies setzt 

voraus, dass die Anordnung des Vorsitzenden verständlich ist und auch akus-

tisch von jedem Zuhörer wahrgenommen werden kann.28 
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29  
Vgl. Kissel/Mayer, § 177 GVG Rn. 1. 

30  
Vgl. Krekeler, NJW 1980, 980 (980). 

31  
Vgl. Kissel/Mayer, § 177 GVG Rn. 42. 

 
  

Ein schuldhaftes oder vorsätzliches Handeln der störenden Person ist keine 

Voraussetzung für eine Maßnahme nach § 177 GVG.29 

Grundsätzlich entscheidet der Verfahrensvorsitzende über die Anordnung einer 

Maßnahme gemäß § 177 Satz 1 GVG. Handelt es sich bei dem Störer um einen 

Verfahrensbeteiligten, entscheidet das Gericht in seiner Gesamtheit gemäß § 

177 Satz 2 GVG.  

Der Personenkreis, gegen die sich Anordnungen nach § 177 GVG richten 

können, ist genau festgelegt. Die Maßnahme richtet sich gegen alle Personen, 

die unmittelbar an einer Verhandlung teilnehmen. Dabei kann es sich um 

Parteien, Beschuldigte, Zeugen, Sachverständige oder an der Verhandlung nicht 

beteiligte Personen handeln. Differenziert wird lediglich danach, ob die störende 

Person zum Kreis der Verfahrensbeteiligten gehört oder lediglich unbeteiligter 

Zuhörer ist. Weiter wird auf die Ausführungen von Punkt B.II.2. verwiesen. 

Eine Entfernung aus dem Sitzungssaal ist lediglich dann nicht ohne Weiteres 

möglich, wenn es sich bei der betroffenen Person um einen am Verfahren 

beteiligten Rechtsanwalt, einen Staatsanwalt oder ein sonstiges Organ der 

Rechtspflege handelt.30 

Im Gegensatz zu den Maßnahmen gemäß § 176 GVG, die vor der mündlichen 

Verhandlung getroffen werden, können selbst in extremen Störungsfällen, 

Organe der Rechtspflege nicht aus einer Verhandlung entfernt werden.31 Für 

diese Meinung spricht auch der Gesetzeswortlaut, wonach diese Personen aus-

drücklich nicht genannt werden und somit nicht in den entsprechenden Per-

sonenkreis fallen. Hintergrund dabei ist, dass es für diese Personengruppen 

speziellere Regelungen in anderen Gesetzen gibt, mit denen unangemessenes 

Verhalten geahndet werden kann.  
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32  
Vgl. Kissel/Mayer, § 177 GVG Rn. 3. 

 
 

Zudem soll die Unabhängigkeit der Rechtspflegeorgane nicht dadurch einge-

schränkt werden, dass selbst bei der kleinsten Verfehlung mit einer Verweisung 

aus dem Sitzungssaal gerechnet werden muss. Daneben ist die Anwesenheit 

dieser Personengruppen in einigen Verfahren explizit gesetzlich vorgeschrieben. 

Ein Beispiel dafür bietet § 226 Abs. 1 StPO, wonach im Strafverfahren während 

der gesamten Dauer einer Verhandlung zwingend ein Staatsanwalt anwesend 

sein muss.  

Würde der Vorsitzende nun eine Verweisung aus dem Sitzungssaal gemäß § 177 

Satz 1 GVG gegen einen Staatsanwalt anordnen, so würde durch die Entfernung 

aus dem Sitzungssaal ein Verfahrensfehler vorliegen und die Endentscheidung 

der Verhandlung könnte gegebenenfalls mit einem entsprechenden Rechtsmittel 

angefochten werden. 

Die Anordnung der Entfernung ist zusätzlich zeitlich und räumlich eingeschränkt. 

So wirkt diese Anordnung nur für jene Verhandlung, in der die Maßnahme 

ergriffen und durchgesetzt wurde. Wurde eine Person einmal aus der Ver-

handlung verwiesen, kann ein erneuter Zutritt, nach beispielsweise einer kurzen 

Unterbrechung der Verhandlung, aber sofort ohne gesonderte Anordnung erneut 

verweigert werden.32 

Die betroffene Person kann an nachfolgenden Verhandlungen eines anderen 

oder des gleichen Verfahrens grundsätzlich wieder teilnehmen. Sollten dabei 

wieder Störungen verursacht werden, ist eine erneute Verweisung aus dem 

Sitzungssaal aber jederzeit auch in diesen Verfahren möglich.  

Durch die Anordnung des Vorsitzenden oder des Gerichtes kann die betroffene 

Person jedoch lediglich aus dem Sitzungssaal beziehungsweise den dazu-

gehörigen Räumen, welche in Punkt B.III.2. bereits erläutert wurden, verwiesen 

werden. 

Die Entfernung aus dem Gerichtsgebäude ist davon nicht erfasst, da diese Be-

fugnis ausschließlich dem Hausrechtsinhaber obliegt. 

  



16 
 

 

 

33  
Vgl. Kissel/Mayer, § 177 GVG Rn. 4. 

34  
Vgl. Kissel/Mayer, a. a. O.  

35  
Vgl. Kissel/Mayer, a. a. O.  

 

b) Anordnung von Ordnungshaft 

Sollte die Verhandlung durch das Einwirken von Personen selbst nach deren 

Entfernung weiterhin gefährdet sein, so kann gemäß § 177 Satz 1 GVG zu-

sätzlich zur Entfernung aus dem Sitzungssaal eine Ordnungshaft angeordnet 

werden.  

Diese Anordnung erfolgt ebenfalls grundsätzlich durch den Verfahrens-

vorsitzenden oder das Gericht als Ganzes gemäß § 177 Satz 2 GVG. Die Norm 

umfasst sowohl die Anordnung der Ordnungshaft als auch deren Vollstreckung.  

Die Ordnungshaft meint eine „Einschließung“ der störenden Person.33 Der Sinn 

und Zweck der Regelung besteht darin, dass der weitere Verlauf der Ver-

handlung ohne Störungen der bereits verwiesenen Person erfolgen kann.  

Es ist daher nicht zwingend notwendig, dass die Person in einer Justiz-

vollzugsanstalt oder einer Gerichtszelle untergebracht wird.34 Wichtig ist lediglich, 

dass die Person in einem verschließbaren Raum untergebracht wird aber gleich-

zeitig ihre Menschenrechte durch das Einschließen nicht gefährdet werden.35 

Dabei sind die Grundsätze des Art. 104 Abs. 1 GG unbedingt zu beachten. Für 

die Vollstreckung der Ordnungshaft eignet sich beispielsweise jeder verschließ-

bare Verhandlungssaal eines Gerichtsgebäudes. 

Da die Maßnahme im engen Zusammenhang mit der Entfernung aus dem 

Sitzungssaal steht, ist auch diese zeitlich begrenzt. 

Nach dem Wortlaut des § 177 GVG darf die betroffene Person für maximal 24 

Stunden in der Ordnungshaft verweilen. Auch wenn die Theorie diese Möglichkeit 

vorsieht, wird ist sie praktisch nie durchsetzbar. 

§ 177 GVG beinhaltet Maßnahmen, welche an die Dauer der Verhandlung ge-

knüpft sind. Dies entspricht gleichzeitig dem Zeitraum, in welchem der Ver-

fahrensvorsitzende sitzungspolizeiliche Befugnisse innehat.  

Die Befugnis des Vorsitzenden zur Anordnung sitzungspolizeilicher Maßnahmen 

endet regelmäßig mit Beendigung der Verhandlung. 
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36  
Vgl. OLG Karlsruhe, U. v. 31.07.1975, 3 Ss 175/74, NJW 1975, 2080. 

37  
Vgl. Kissel/Mayer, § 178 GVG Rn. 2. 

38  
Kissel/Mayer, §178 GVG Rn. 6. 

39  
BVerfG, B. v. 13.04.2007, 1 BvR 3174/06, NJW 2007, 2839. 

 
 

Die Ordnungshaft kann also ohnehin maximal bis zur Beendigung der Verhand-

lung bestehen und ist mit dieser aufzuheben.36 Da eine Verhandlung faktisch nie 

24 Stunden am Stück dauern kann, findet die gesetzliche Regelung des Höchst-

maßes praktisch keine Anwendung. 

 

2. Maßnahmen gemäß § 178 GVG 

a) Allgemeines 

§ 178 GVG bietet Möglichkeiten zur Ahndung von Ungebühr, die vor Gericht 

begangen wurde. 

Der Geltungsbereich dieser Maßnahmen ist in § 178 Abs. 1 GVG festgelegt. Aus 

dem Wortlaut lässt sich entnehmen, dass die Ungebühr in der Sitzung begangen 

werden muss. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um eine mündliche Ver-

handlung in Zivilsachen oder eine Strafverhandlung handelt.37 Für den Rechts-

pfleger ist diese Regelung vor allem in Zwangsversteigerungsverfahren von 

Bedeutung. Der räumliche und zeitliche Umfang entspricht jenem, der bereits 

unter Punkt B.III.1. und B.III.2. umfassend erläutert wurde. 

Der Schutzzweck der Norm lässt sich nicht genau aus dem Wortlaut des 

Gesetzes entnehmen, da zu dem Begriff der Ungebühr keine Legaldefinition exis-

tiert. Stattdessen lässt sich die Ungebühr allenfalls durch bereits bestehende 

Rechtsprechung definieren.  

Als Ungebühr wird danach allgemein ein „Angriff auf den Gerichtsfrieden und die 

Würde des Gerichts“ betrachtet.
38

 Ungebühr bezeichnet eine Verhaltensweise, 

die dazu geeignet ist, „die Rechtspflegeaufgabe des Gerichts zu verletzen und 

die Ordnung der Gerichtsverhandlung zu stören“.39 Das Verhalten einer Person 

muss also dafür geeignet sein, die Verfahrensweise des Gerichts erheblich zu 

beeinträchtigen. 
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40  
Vgl. OLG Düsseldorf, B. v. 22.07.1988, 1 Ws 584/88, NJW 1989, 241. 

41  
Vgl. OLG Koblenz, B. v. 02.12.1983, 2 Ws 647/83, RPfleger 1984, 198. 

42  
Vgl. Kissel/Mayer, § 178 GVG Rn. 11. 

43  
Vgl. OLG Neustadt/W., B. v. 02.02.1961, 3 W 14/61, NJW 1961, 885. 

 

Als Ungebühr wird beispielsweise das Erscheinen in einer Gerichtsverhandlung 

im angetrunkenen Zustand angesehen.40 Aber auch das Nichtaufstehen eines 

Zuhörers, wenn das Gericht den Sitzungsaal betritt, wurde in der Recht-

sprechung bereits als Ungebühr angesehen.41 

Ungebühr kann sich in verschiedenen Verhaltensweisen äußern. Sowohl akus-

tische Störungen wie beispielsweise das Dazwischenrufen von Bemerkungen 

oder das Kundtun der eigenen Meinung durch Beifall, als auch Mimik und Gestik 

einer Person, zum Beispiel das Schneiden von Grimassen, können als 

ungebührliches Verhalten ausgelegt werden.42 

Bereits aufgrund dieser wenigen Beispiele lässt sich erkennen, dass die 

Meinungen, welche Verhaltensweisen explizit in den Rahmen der Ungebühr 

fallen, in Literatur und Rechtsprechung weit auseinander gehen. In jedem Fall ist 

die Einordnung eines störenden Verhaltens durch eine Person individuell und 

einzelfallabhängig vorzunehmen. Eine pauschale Bewertung ist in den wenigsten 

Fällen möglich.  

Durch die Maßnahmen des § 178 GVG soll nicht nur das Gericht geschützt 

werden, sondern auch alle Personen, die als Verfahrensbeteiligte oder Zuhörer 

an der Verhandlung teilnehmen. Das Gericht darf eigene Würde zum Zwecke des 

Selbstschutzes dennoch nicht über die Würde des Menschen stellen. 

Für die Anwendung des § 178 GVG ist ein schuldhaftes Verhalten der störenden 

Person erforderlich. Schuldhaft ist eine Handlung grundsätzlich dann, wenn sie 

vorsätzlich begangen wurde.  

Die Regelung orientiert sich bei der Definition des schuldhaften Verhaltens am 

Strafrecht. Daher wird hier die Strafmündigkeit des Strafgesetzbuches (StGB) als 

Maßstab herangezogen.43  

Konsequenterweise könnten sich demnach nur Personen einer Ungebühr schul-

dig machen, die bereits schuldfähig im Sinne des Strafgesetzbuches sind.
 

Gemäß § 19 StGB sind alle Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht voll-

endet haben schuldunfähig. 
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44  
Vgl. LG Bremen, B. v. 05.03.1970, II Qs 105/70, NJW 1970, 1429. 

45  
Vgl. LG Bremen, B. v. 05.03.1970, a. a. O.  

46  
Vgl. OLG Hamm, B. v. 10.08.1950, 2 Ws 122/50, RPfleger 1951, 135. 

Es besteht ein Meinungsstreit darüber, ob gegen diesen Personenkreis dennoch 

Ordnungsstrafen nach § 178 GVG angeordnet werden dürfen. 

Eine Meinung sieht die Möglichkeit eines Ordnungsmittels gegen eine schuld-

unfähige Person als vertretbar an. Diese Meinung unterscheidet die Ordnungs-

strafe klar von der „Kriminalstrafe“ des Strafgesetzbuches oder des Gesetzes 

über Ordnungswidrigkeiten.44 Diese Meinung zieht in ihrer Begründung zwar die 

Ordnungsstrafen des Jugendgerichtsgesetzes heran, diese sind jedoch ver-

gleichbar mit den Maßnahmen des § 178 GVG.  

Die wohl herrschende Meinung ist dementgegen der Ansicht, dass die An-

ordnung einer Ordnungsstrafe nach dem GVG gegen schuldunfähige Personen 

schon deshalb nicht zulässig sein kann, weil diese Personen noch keine 

Fähigkeiten entwickelt haben, um das eigene Fehlverhalten zu erkennen zu 

können und entsprechend als solches einzuordnen.45 

Dadurch wird die Anordnung von Ordnungsstrafen bei Personen unter 14 Jahren 

als unzulässig angesehen. Bei Personen, die das 14. Lebensjahr vollendet 

haben, aber noch nicht voll schuldfähig sind, hat das Gericht von Amts wegen zu 

prüfen, inwiefern die störende Person im Stande war, die Tragweite des eigenen 

Verhaltens einzuschätzen. 

Ein weiterer Meinungsstreit besteht darin, ob ein Verhalten nur dann schuldhaft 

ist, wenn es vorsätzlich begangen wurde oder ob auch die bloße Fahrlässigkeit 

geahndet werden kann. 

Grundsätzlich meint das Strafgesetzbuch mit schuldhaftem Handeln ein vorsätz-

liches Handeln. Die Rechtsprechung hat inzwischen eine breite Vielfalt an Ent-

scheidungen entwickelt, wodurch der Auslegungsrahmen groß ist. So wurde 

auch schon fahrlässiges Verhalten einer Person als Ungebühr eingeordnet.46 

Mittlerweile ist die wohl herrschende Meinung in Literatur und Rechtsprechung 

dazu übergegangen, lediglich vorsätzliches Verhalten oder grob fahrlässiges Ver-

halten mit diesen Maßnahmen zu ahnden. 

Grob fahrlässiges Verhalten kann sich beispielsweise durch Gleichgültigkeit der 

betroffenen Person gegenüber der gerichtlichen Ordnung äußern. 
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47  
Vgl. Kissel/Mayer, § 178 GVG Rn. 33.  

48  
Vgl. OLG Bremen, B. v. 14.02.1953, Ws 23/53, NJW 1953, 598. 

49  
OLG Bremen, B. v. 14.02.1953, a. a. O. 

Hintergrund der herrschenden Meinung ist der Strafcharakter, den die Maß-

nahmen nach § 178 GVG mit sich bringen.  

Bestehen seitens des Vorsitzenden Zweifel am Vorliegen von Ungebühr, erfolgt 

zunächst eine Ermahnung. Bei Wiederholung der störenden Handlung wird der 

Tatbestand des schuldhaften Verhaltens zweifellos erfüllt sein. 

Die Maßnahmen des § 178 GVG richten sich gegen einen in Absatz 1 Satz 1 

bestimmten Personenkreis. Dieser stimmt mit jenem aus § 177 Abs. 1 Satz 1 

GVG überein. Auch diese Maßnahmen können nicht gegen Organe der Rechts-

pflege eingesetzt werden. Nähere Ausführungen dazu wurden bereits unter 

Punkt C.II.1.a) getroffen. 

Bei mehrfacher Ungebühr einer Person während der Verhandlung kann für jede 

begangene Ungebühr eine gesonderte Ordnungsmaßnahme getroffen werden. 

Die Anordnungen sind dabei getrennt voneinander zu betrachten und dürfen 

jeweils das Höchstmaß erreichen.47 

Dabei ist jedoch erforderlich, dass auch tatsächlich mehrere Handlungen durch 

die störende Person ausgeübt wurden, welche klar voneinander unterschieden 

werden können.48  

Sinn und Zweck dieser Regelung ist, dass das Gericht eine Möglichkeit 

bekommt, „eine Verletzung der Achtung vor dem Gericht mit einer Ordnungs-

strafe zu ahnden“.
49

 Wären diese Ordnungsstrafen auf das Ahnden einer 

Ungebühr oder auf ein bestimmtes Gesamtstrafmaß beschränkt, so wäre das 

Gericht bei darüber hinausgehender Ungebühr schutzlos. 

Die Möglichkeiten des § 178 GVG bestehen in der Festsetzung eines Ordnungs-

geldes oder der Anordnung der Ordnungshaft. Beide Varianten haben einen be-

deutend größeren Strafcharakter als die Möglichkeiten des § 177 GVG. Die Maß-

nahmen des § 178 GVG sollten daher als letztes Mittel gesehen werden, wenn 

alle anderen sitzungspolizeilichen Maßnahmen erfolglos waren. Darin liegt je-

doch keinesfalls eine Verfahrensvoraussetzung, sondern eher ein Ermessens-

maßstab. 
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b) Anordnung von Ordnungsgeld 

Gemäß § 178 Abs. 1 Satz 1 GVG kann durch den Vorsitzenden gegen einen 

Störer ein Ordnungsgeld festgesetzt werden. 

Dieses Ordnungsgeld stellt seiner Art nach ein Ordnungsgeld im Sinne des 

Strafgesetzbuches dar. Das Mindestmaß und das Höchstmaß sind somit grund-

sätzlich in Art. 6 Abs. 1 EGStGB geregelt. Demnach beträgt das Mindestmaß für 

das Ordnungsgeld 5,00 Euro. Das Höchstmaß des Ordnungsgeldes ist in § 178 

Abs. 1 Satz 1 GVG als lex specialis selbst geregelt und beträgt 1.000,00 Euro.  

Die Festsetzung der ziffernmäßigen Höhe des Ordnungsgeldes liegt allein im Er-

messen des Vorsitzenden oder des Gerichts innerhalb dieses Rahmens. Dabei 

wird nach dem jeweiligen Einzelfall gesondert entschieden.  

Aus § 178 Abs. 1 Satz 2 GVG ergibt sich, dass der Vorsitzende gleichzeitig mit 

dem Ordnungsgeld auch Ordnungshaft festzusetzen hat, für den Fall, dass die 

störende Person das Ordnungsgeld nicht bezahlt und der Betrag auch im Wege 

der Zwangsvollstreckung nicht beigetrieben werden kann. 

Eine Vorgabe zur Höhe der Ersatzordnungshaft existiert zumindest im Gesetz 

nicht. Auch hier hat der Vorsitzende nach eigenem Ermessen einzelfallbedingt zu 

entscheiden. 

Über die Anordnung von Ordnungsgeld entscheidet gemäß Absatz 2 des § 178 

GVG der Vorsitzende der Verhandlung, soweit es sich bei den störenden Per-

sonen nicht um am Verfahren beteiligte Personen handelt. Im Übrigen ent-

scheidet wiederum das Gericht als Ganzes in seiner gesetzlich vorgeschriebenen 

Zusammensetzung. 

Ergeht im Nachhinein aufgrund dieser begangenen Tat ein strafrechtliches Urteil 

gegen den Störer, so ist das im sitzungspolizeilichen Wege angeordnete 

Ordnungsgeld auf diese Strafe anzurechnen. 

 



22 
 

 

 

50  
Vgl. OLG Hamm, B. v. 25.07.1960, 3 Ws 396/60, NJW 1960, 2305. 

c) Anordnung von Ordnungshaft 

Eine weitere Maßnahme des § 178 Abs. 1 Satz 1 GVG ist die Anordnung von 

Ordnungshaft. Sie stellt eine härtere Strafe als die bloße Anordnung von 

Ordnungsgeld dar.  

Auch diese Maßnahme ist ihrer Natur nach an die Freiheitsstrafe aus dem 

Strafgesetzbuch angelehnt. Aus Art. 6 Abs. 2 EGStGB ergibt sich das Mindest-

maß dieser Ordnungshaft. Es beträgt demnach einen Tag. Das Höchstmaß 

beträgt eine Woche und ergibt sich wiederum aus § 178 Abs. 1 Satz 1 GVG als 

lex specialis. 

Hier liegt der größte Unterschied zur Ordnungshaft nach § 177 GVG. Die 

Ordnungshaft nach § 177 GVG darf die Dauer der Verhandlung nicht über-

steigen, wohingegen die Ordnungshaft nach § 178 GVG deutlich darüber hinaus-

gehen kann. 

Die Ordnungshaft ist der Höhe nach konkret und in vollen Tagen anzuordnen.50 

Das folgt daraus, dass die Anordnung oder Vollstreckung einer Ordnungshaft, die 

weniger als einen ganzen Tag beträgt, schon durch das gesetzliche Mindestmaß 

unzulässig ist. 

Auch hierbei kann der Vorsitzende in diesem Rahmen freies Ermessen bei seiner 

Entscheidung ausüben. 

Bezüglich der Entscheidungszuständigkeit wird auf die bereits getroffenen Er-

läuterungen in Punkt C.II.2.b) verwiesen. 

Die Ordnungshaft wird gemäß § 178 Abs. 3 GVG ebenfalls auf nachfolgende 

Verurteilungen, die bezüglich dieser Tat getroffen werden, angerechnet. Denkbar 

ist eine nachträgliche Verurteilung im Wege eines Strafverfahrens, wenn die 

Ungebühr beispielsweise die Tatbestandsmerkmale einer Beleidigung oder einer 

Körperverletzung erfüllen. 

Aus dem angesetzten Strafmaß von Ordnungsgeld und Ordnungshaft lässt sich 

ableiten, dass die Maßnahmen des § 178 GVG eher einen Strafcharakter haben 

als die Maßnahmen, die nach § 177 GVG getroffen werden können. 
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51  
Arnold/Meyer-Stolle/Herrmann/Rellermeyer, § 1 RPflG Rn. 1. 

52  
Vgl. Dörndorfer, § 4 RPflG Rn. 1. 

D. Unterschiede zwischen Richter und Rechtspfleger 

I. Stellung des Rechtspflegers 

Der Rechtspfleger ist ein selbstständiges „Organ der Gerichtsbarkeit“ neben dem 

Richter.
51 

Das Gerichtsverfassungsgesetz als Grundlage für den Aufbau und die Orga-

nisation von Gerichtsverfahren kannte ursprünglich lediglich den Richter als 

rechtsprechendes Organ. 

Erst mit Abschluss der sogenannten „Kleinen Justizreform“ wurde im Jahr 1957 

das Rechtspflegergesetz geschaffen, welches in seiner Entwurfsform auch als 

„Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung und des 

Verfahrensrechts“ bezeichnet wurde. 

Vor Erlass des Gesetzes existierte bereits eine Art Rechtspfleger, welcher jedoch 

eher einem Gerichtsschreiber ähnelte. Durch das neu entstandene Rechts-

pflegergesetz wurde der Rechtspfleger als solches erstmals in der Gerichts-

verfassung erwähnt und in diese aufgenommen. 

Ziel dieser Neuschaffung war es damals, den Richter in seiner Arbeit zu ent-

lasten, da die deutschen Gerichte besonders nach Ende des Zweiten Weltkrieges 

einen hohen Verfahrenseingang verzeichneten.52 

Mit dem neuen Gesetz sollte eine möglichst große Zahl an Geschäften, deren 

Erledigung ursprünglich im Zuständigkeitsbereich des Richters lag, auf den 

Rechtspfleger übertragen werden. 

Um den Arbeitsaufwand für die Richter gering zu halten, sollte der Rechtspfleger 

möglichst viele Aufgabengebiete vollumfassend übernehmen.  

Das Richteramt war damals wie heute eine hoch angesehene Stellung. Diese 

sollte möglichst gewahrt werden. Um das Richteramt als besondere Stellung in 

der Justiz zu erhalten, wurden trotz Richtermangels keine neuen Richter ein-

gestellt. Vielmehr sollte der Rechtspfleger zwar die Aufgaben eines Richters 

übernehmen, jedoch wurde beim Entwurf des Rechtspflegergesetzes penibel 

darauf geachtet, dass dem Richter „besondere“ Aufgaben erhalten bleiben, um 

den Richterstand auch weiterhin herauszuheben. 
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53  
Vgl. BGH, B. v. 21.12.2005, III ZB 73/05, RPfleger 2006, 205. 

Die Idee des Rechtspflegergesetzes war es, dem Rechtspfleger eine ähnliche 

Arbeitsweise wie dem Richter zuzugestehen, indem man ihm grundsätzlich die 

gleichen Befugnisse gewährt, die auch einem Richter zustanden. 

Jedoch sollten diese Befugnisse auf jene Aufgabenkreise beschränkt sein, die 

dem Rechtspfleger tatsächlich übertragen wurden.  

Mittlerweile ist der Rechtpfleger gemäß § 4 Abs. 1 RPflG für die Aufgaben allein 

zuständig, die ihm im Rahmen des Rechtspflegergesetzes übertragen werden. 

Eine Vorlagepflicht an den Richter gemäß § 5 RPflG existiert nur noch in 

ausgewählten Fällen und stellt eher die Ausnahme dar. 

Die auf den Rechtspfleger vollständig oder teilweise übertragenden Geschäfte 

ergeben sich aus § 3 RPflG. Bei diesen Geschäften hat der Rechtspfleger die 

Verfahrensleitung und darf selbstständig Entscheidungen treffen. Als das Rechts-

pflegergesetz 1957 entstand gab es noch eine Regelung, welche die recht-

sprechende Gewalt ausschließlich dem Richter vorbehielt. Mit der Erweiterung 

der Kompetenzen des Rechtspflegers konnte dieses „Richterprivileg“ jedoch nicht 

mehr aufrechterhalten und musste, folgerichtig, abgeschafft werden. 

Der Umfang der Kompetenzen des Rechtspflegers beinhaltet heute alle Haupt-, 

Neben- und Zwischenentscheidungen in einem Verfahren.53 

Die Arbeitsweise des Rechtspflegers soll der des Richters besonders nahe 

kommen. So wurde bereits im ersten Entwurf des Rechtspflegergesetzes darauf 

geachtet, dem Rechtspfleger eine freie Arbeitsweise und freie Entscheidungen zu 

gewähren. 

Was 1957 noch als „Selbstständigkeit“ in § 8 des Rechtspflegergesetzes 

verankert war, wurde durch das 3. RPflÄndG 1998 nun in § 9 RPflG in eine 

sachliche Unabhängigkeit des Rechtspflegers umgewandelt. Rechtspfleger sind 

danach in ihrer Entscheidung frei und lediglich an Recht und Gesetz gebunden. 

Die Regelung ähnelt damit dem Art. 97 Abs. 1 GG und § 1 GVG, welche für 

Richter relevant sind und deren sachliche Unabhängigkeit begründet.  

Durch die sachliche Unabhängigkeit des Rechtspflegers sollen vor allem die Ver-

fahren beschleunigt werden. Unnötige Vorlagen an den Richter können dadurch 

vermieden werden. 
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54  
Vgl. Dörndorfer, § 4 RPflG Rn. 14. 

Seit der Verankerung des Rechtspflegers im Gesetz, wurden ihm kontinuierlich 

weitere Aufgabenkreise übertragen, die ehemals zum Zuständigkeitsbereich der 

Richter gehörten. Grund dafür ist unter anderem die stetig besser werdende Aus-

bildung der Rechtspfleger.  

 

II. Einschränkungen des Rechtspflegers im Rahmen der Sitzungspolizei 

Die Anordnung von sitzungspolizeilichen Maßnahmen kann für den Rechts-

pfleger insbesondere im Rahmen einer mündlichen Verhandlung im Zwangs-

versteigerungsverfahren nach dem ZVG relevant werden.  

Dieses ist gemäß § 3 Nr. 1 i) RPflG vollumfänglich auf den Rechtspfleger 

übertragen.  

Sind für Verfahren, welche dem Rechtspfleger übertragen sind, durch Gesetz 

mündliche Verhandlungen vorgesehen, so hat der Rechtspfleger in diesen Ver-

handlungen den Vorsitz zu übernehmen.54 

Im Versteigerungsverfahren hat gemäß §§ 66 ff. ZVG in jedem Fall eine 

mündliche Verhandlung in Form eines Zwangsversteigerungstermins stattzu-

finden. Diese Termine sind gemäß § 169 Abs. 1 Satz 1 GVG für die Öffentlichkeit 

zugänglich, da in den nachfolgenden Regelungen des GVG nichts Abweichendes 

bestimmt ist.  

Während eines Versteigerungsverfahrens muss somit regelmäßig mit Zuhörern 

gerechnet werden. Da der Rechtspfleger in diesen Verfahren den Vorsitz über-

nimmt, ist er grundsätzlich dazu berechtigt und verpflichtet, die Ordnung des 

Gerichtes aufrechtzuerhalten. Dabei kann er von den sitzungspolizeilichen Maß-

nahmen in den §§ 176, 177 und 178 GVG Gebrauch machen.  

Im direkten Vergleich zum Richter unterliegt der Rechtspfleger jedoch einigen 

gesetzlichen Regelungen, die seine Kompetenzen einschränken. 

Gemäß § 4 Abs. 2 RPflG ist der Rechtspfleger nicht befugt, Freiheitsent-

ziehungen anzuordnen oder anzudrohen.  
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55  
Vgl. Arnold/Meyer-Stolle/Herrmann/Rellermeyer, § 4 RPflG Rn. 34. 

56  
Vgl. Dörndorfer, § 4 RpflG Rn. 23. 

Der Begriff Freiheitsentziehung meint jeden Eingriff in die persönliche Be-

wegungsfreiheit einer Person beziehungsweise eine Beschränkung dieser per-

sönlichen Bewegungsfreiheit.  

In der ursprünglichen Form des Rechtspflegergesetzes von 1957 war noch nicht 

die Rede von Freiheitsentziehungen, sondern die Einschränkung bezog sich 

lediglich auf Haftstrafen und Haftbefehle.55  

Eine Freiheitsentziehung im Sinne des § 4 Abs. 2 RPflG in der heutigen Fassung 

meint damit nicht nur das bloße Einsperren oder Festhalten einer Person, 

sondern umfasst zudem ebenfalls die zwangsweise Vorführung einer Person zu 

einem Gerichtstermin. 

Allerdings war § 4 RPflG im Übrigen bereits in seiner ursprünglichen Fassung 

von 1957 der heutigen Fassung sehr ähnlich und die Grundgedanken hinter der 

Regelung wurden beibehalten und nicht umfassend geändert. 

Besonders äußert sich die Beschränkung des § 4 Abs. 2 RPflG für den Rechts-

pfleger im Bereich der sitzungspolizeilichen Anordnungen. Der Begriff der 

Freiheitsentziehung erfasst unter anderem die Möglichkeit der Anordnung einer 

Ordnungshaft nach §§ 177, 178 GVG.  

§ 4 Abs. 2 RPflG regelt ebenfalls Ausnahmefälle, in denen der Rechtspfleger 

dennoch befugt ist, eine Ordnungshaft anzuordnen. Allerdings haben diese Aus-

nahmen gemeinsam, dass sie jeweils Fälle beschreiben, in denen bereits einmal 

ein Richter mitgewirkt hat und durch diesen ohnehin schon eine Freiheits-

entziehung angeordnet wurde.56 

Das Tätigwerden des Rechtspflegers beschränkt sich bei diesen Ausnahmen 

ausschließlich auf die Vollstreckung der bereits angeordneten Freiheits-

entziehung. Dies ist auch der Grund, warum die sitzungspolizeilichen Maß-

nahmen in Form der selbstständigen Anordnung von Ordnungsstrafen nicht in 

den Zuständigkeitsbereich des Rechtspflegers fallen und auch nicht in den 

Ausnahmeregelungen der § 4 Abs. 2 RPflG aufgeführt sind.  
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57  
Vgl. Habscheid, NJW 1970, 1669 (1672). 

58  
Vgl. Habscheid, a. a. O. 

Dem Rechtspfleger bleibt die Anordnung der Maßnahmen, die vor der Ver-

handlung getroffen werden können, in vollem Umfang erhalten. Während der 

Verhandlung hat der Rechtspfleger lediglich die Möglichkeit Personen zu ermah-

nen, aus dem Sitzungssaal zu verweisen oder ein Ordnungsgeld festzusetzen. 

Außerdem bleibt ihm in diesem Rahmen verwehrt, bezüglich der Vollstreckung 

der gegebenenfalls angeordneten Geldstrafe, eine ersatzweise Haftstrafe anzu-

ordnen oder auch nur anzudrohen.57 

Würde ein Rechtspfleger entgegen seiner funktionellen Befugnis dennoch eine 

Ordnungsstrafe androhen oder anordnen, so wäre diese Anordnung ver-

fassungswidrig. Dies ergibt sich aus Art. 104 Abs. 2 GG. Aus Art. 104 Abs. 2 Satz 

1 und 2 GG geht hervor, dass das Recht zur Entscheidung über die Zulässigkeit 

und Fortdauer einer Freiheitsentziehung allein dem Richter überlassen ist. 

Möchte der Rechtspfleger in einer Verhandlung, bei welcher ihm der Vorsitz 

obliegt dennoch eine Ordnungshaft anordnen, so ist der Rechtspfleger auf das 

Mitwirken eines Richters angewiesen.58 Die Vorlage an den Richter erfolgt auf 

Grundlage des § 4 Abs. 3 RPflG. Die Regelung darf dabei jedoch keinesfalls mit 

den Vorlagepflichten aus § 5 RPflG gleichgestellt werden, da der Rechtspfleger 

als Vorsitzender der Verhandlung nie dazu verpflichtet ist, eine freiheits-

entziehende Anordnung zu treffen. 

Ein solches Vorgehen kann notwendig werden, wenn ein störendes Verhalten die 

Verhandlung so massiv beeinträchtigt, dass die bloße Anordnung eines 

Ordnungsgeldes nicht ausreichend wäre, da dahinter nicht der gleiche Straf-

charakter steht. Eine Ordnungshaft wirkt im Allgemeinen abschreckender als ein 

Ordnungsgeld. 

Obwohl der Rechtspfleger durch die Regelungen des § 4 Abs. 2 RPflG gewisse 

Einschränkungen in seiner Entscheidungsfreiheit erfährt, handelt es sich dabei 

nicht um eine Einschränkung der sachlichen Unabhängigkeit des Rechtspflegers, 

sondern vielmehr um eine bloße Zuständigkeitsabgrenzung, welche unter 

anderem die Grenzen des rechtspflegerischen Handelns im Rahmen der 

Sitzungspolizei verdeutlichen soll.  
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E. Praktische Umsetzung der Sitzungspolizei durch den Rechtspfleger 

1. Antragserfordernis 

Der Vorsitzende hat vor der Anordnung einer sitzungspolizeilichen Maßnahme zu 

prüfen, ob für das Tätigwerden des Gerichts ein Antrag erforderlich ist. 

Aus den §§ 176 bis 183 GVG ergibt sich weder ausdrücklich noch durch Aus-

legung das Erfordernis eines Antrags. Demnach besteht keine Antragspflicht. 

Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, dass das Gericht in diesen Fällen von 

Amts wegen tätig werden kann. Diese Regelung ist sinnvoll, da die sitzungs-

polizeilichen Maßnahmen die gerichtliche Handlungsfreiheit sichern sollen. Wäre 

die Sitzungspolizei des Vorsitzenden an einen Antrag gebunden, würde das 

Gericht den Störungen so lange schutzlos gegenüber stehen, bis ein Verfahrens-

beteiligter einen entsprechenden Antrag auf Anordnung von Maßnahmen stellt. 

Diese Handlungsunfähigkeit ist vom Gesetzgeber nicht gewollt. 

Auch wenn es keine Antragspflicht gibt, können „Anträge“ von Verfahrens-

beteiligten, die auf die Ahndung von störendem Verhalten gerichtet sind, 

durchaus bei der Entscheidung des Vorsitzenden herangezogen werden 

beziehungsweise als Anlass für gerichtliches Handeln dienen. Der Verfahrens-

vorsitzende kann dadurch auf Störungen aufmerksam gemacht werden, die für 

ihn selbst gegebenenfalls als solche nicht erkennbar waren. 

 

2. Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit für die Erteilung sitzungspolizeilicher Maßnahmen ist für alle 

Maßnahmen der §§ 176 bis 178 GVG ähnlich. 

Zuständig ist, wie aus den vorstehend genannten Normen ersichtlich, grund-

sätzlich der Vorsitzende einer Verhandlung. Ausnahmen bestehen lediglich in 

den Fällen des § 177 Satz 2 GVG und den Fällen des § 178 Abs. 2 GVG. Bei 

diesen Fällen entscheidet das Gericht als Ganzes in seiner gesetzlich vorge-

schriebenen Besetzung. 
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59  
Vgl. BGH, U. v. 13.04.1972, 4 StR 71/72, NJW 1972, 1144. 

Die Anrufung des gesamten Gerichts erfolgt nur in den gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen, wobei es sich um eine abschließende Aufzählung handelt. 

Diese Fälle sind besonders, weil es sich dabei meist um Personen handelt, die 

am Verfahren beteiligt sind und deren Anwesenheit teilweise vorgeschrieben ist.  

In allen anderen Fällen soll die alleinige Entscheidung dem Vorsitzenden in 

Störungssituationen ein schnelles Handeln ermöglichen, damit die Verhandlung 

alsbald fortgesetzt werden kann.  

Erfolgt dahingehend ein Zuständigkeitsverstoß, kann von der betroffenen Person 

ein Rechtsmittel eingelegt werden, das auf die Aufhebung der Anordnung gerich-

tet ist. Außerdem kann bei einem Zuständigkeitsverstoß von Amts wegen ein 

Antrag auf Bestätigung der Anordnung an das zuständige Gericht gestellt wer-

den. Dies erfolgt meist, wenn eine Eilanordnung des Vorsitzenden notwendig war 

und wissentlich gegen die Zuständigkeitsvorschriften verstoßen wurde.59 

Vorsitzender ist die Person, welche die Verhandlungsleitung innehat. Wer Vor-

sitzender einer Verhandlung ist, richtet sich nach der sachlichen, örtlichen und 

funktionellen Zuständigkeit für das jeweilige Verfahren, in dem die Sitzungspolizei 

tatsächlich ausgeübt wird. 

Da die sitzungspolizeilichen Regelungen nur in mündlichen Verhandlungen An-

wendung finden, nicht jedoch in der Rechtsantragsstelle oder bei Verpflichtungs-

gesprächen in familiengerichtlichen Verfahren, kommen für den Rechtspfleger 

lediglich zwei Anwendungsfälle für die Sitzungspolizei in Betracht. 

Der erste Anwendungsbereich ist der mündliche Termin im Zwangsver-

steigerungsverfahren nach dem ZVG. Das Stattfinden eines mündlichen Termins 

ist in §§ 66 ff. ZVG vorgeschrieben. Dem Rechtspfleger ist gemäß § 3 Nr. 3 i) 

RPflG das Verfahren nach dem Gesetz über die Zwangsversteigerung und 

Zwangsverwaltung vollumfänglich übertragen. Daraus folgt, dass der Rechts-

pfleger während dieses mündlichen Termins den Vorsitz und somit auch die 

Sitzungspolizei innehat. 
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Zum zweiten Anwendungsbereich gehören die mündlichen Termine im Insolvenz-

verfahren. Der Berichtstermin nach § 156 InsO und der Prüfungstermin stellen 

jeweils Gläubigerversammlungen dar. In großen Verfahren mit einer hohen 

Gläubigerzahl können diese Termine nicht nur Gerichtssäle, sondern ganze 

Messehallen füllen. Dabei sind vor allem sitzungspolizeiliche Maßnahmen schon 

im Vorfeld erforderlich. Den Vorsitz in diesen Terminen hat der Rechtspfleger, da 

er gemäß §§ 74 Abs. 1 Satz 1 und 76 Abs. 1 InsO, §§ 3 Nr. 2 e) und 18 RPflG für 

die Leitung des Verfahrens zuständig ist. 

Der Rechtspfleger wird in diesen Fällen immer als Vorsitzender allein 

entscheiden, da es keine Verfahren gibt, in denen weitere Entscheidungs-

personen neben dem Rechtspfleger den Verfahrensvorsitz haben. 

Die Zuständigkeit des Rechtspflegers beinhaltet jeweils die Anordnung und die 

zwangsweise Durchsetzung der angeordneten Maßnahmen.  

 

3. Rechtliches Gehör 

Das rechtliche Gehör ist eines der im deutschen Grundgesetz verankerten 

Grundrechte der Staatsangehörigen Deutschlands. Es ist in Art. 103 GG gere-

gelt. 

Diese Vorschrift findet grundsätzlich auch im Rahmen des sitzungspolizeilichen 

Verfahrens vor dem Richter Anwendung.  

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 18.01.2000 zum 

Aktenzeichen 1 BvR 321/96 entschieden, dass Art. 103 GG auf Verfahren vor 

dem Rechtspfleger keine Anwendung findet. Begründet wurde dies damit, dass 

diese Norm zu einem Abschnitt des Grundgesetzes gehört, der nur für Richter 

gilt. 

Diese Ansicht ist seither umstritten. Eine andere Ansicht vertritt die Auffassung, 

dass die Regelung dennoch auf den Rechtspfleger Anwendung findet, weil er 

einen Teil der rechtsprechenden Gewalt darstellt, ebenso wie der Richter. 
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60  
BVerfG, B. v. 18.01.2000, 1 BvR 321/96, NJW 2000, 1709. 

61  
Vgl. Woesner, NJW 1959, 866 (867). 

62  
Vgl. OLG Saarbrücken, B. v. 21.12.1960, Ws 185/60, NJW 1961, 890. 

63  
Vgl. Woesner, NJW 1959, 866 (866).   

64  
Vgl. Woesner, a. a. O. 

Die heute wohl herrschende Meinung ist, dass Artikel 103 GG keine Anwendung 

auf den Rechtspfleger findet.  

Der Rechtspfleger muss bei sitzungspolizeilichen Anordnungen dennoch den 

Grundsatz der Gewährung des rechtlichen Gehörs beachten. Dieser ergibt sich 

aus dem „rechtsstaatlichen Grundsatz eines fairen Verfahrens“.60  

Jedoch gibt es innerhalb der verschieden Maßnahmen diesbezüglich Abstu-

fungen. 

Bei Maßnahmen gemäß § 176 GVG ist keine vorherige Anhörung notwendig.61 

Der Grund dafür ist, dass es sich bei Maßnahmen nach § 176 GVG oftmals um 

allgemeinverbindliche Anordnungen handelt, die für alle Teilnehmer einer 

Verhandlung gleichermaßen gelten. Eine Anhörung aller Personen wäre schon 

praktisch nicht durchsetzbar. 

Bei Maßnahmen gemäß § 177 GVG und § 178 GVG ist eine Anhörung der 

störenden Person jedoch unabdingbar.62 

Im Jahr 1959 war es noch herrschende Lehre, dass eine Person, die eine 

Ungebühr begangen hat, vor Anordnung einer sitzungspolizeilichen Maßnahme 

nicht mehr vom Gericht gehört werden muss.
63

 Hintergrund dabei war, dass dem 

Gericht nicht zugemutet werden sollte, mit jemandem zu sprechen, der die Wür-

de des Gerichts nicht achtet. Dieser Person sollte kein zusätzlicher Raum für 

weitere derartige Ausführungen gegeben werden.
64

  

Mittlerweile sind Anhörungen der Person, auf die sich die Anordnung beziehen 

soll verpflichtend, weil der Vorsitzende ein konkretes Verhalten bewertet und 

darüber urteilt. 

Das rechtliche Gehör muss der Person ausdrücklich gewährt werden und die 

Anhörung muss sich unmittelbar auf das konkrete Verhalten beziehen. Sie muss 

also auch in einem zeitlichen Zusammenhang damit stehen. 
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65  
Vgl. OLG Bremen, B. v. 13.11.1958, Ws 186/58, NJW 1959, 61. 

66  
Vgl. OLG Saarbrücken, B. v. 21.12.1960, Ws 185/60, NJW 1961, 890. 

67  
Vgl. OLG Saarbrücken, B. v. 21.12.1960, a. a. O. 

68  
Vgl. OLG Hamm, Entsch. v. 24.07.1969, 1 W 40/69, MDR 1969, 932. 

Der Person, die eine Ungebühr ausgeübt hat oder sich sonst einer Verfehlung 

schuldig gemacht hat, wird durch die Anhörung eine Möglichkeit gegeben, ihr 

Verhalten zu rechtfertigen. Es soll vermieden werden, dass eine Person mit einer 

Strafe überrascht wird, ohne zu wissen, dass ihr Verhalten durch das Gericht als 

Ungebühr gewertet wurde und Konsequenzen mit sich bringt.
65 

Es kann beispielsweise durch eine an das ungebührliche Verhalten an-

schließende Entschuldigung, eine Abmilderung oder Abwendung sitzungspolizei-

licher Maßnahmen erreicht werden. 

Bei der Anhörung ist darauf zu achten, dass es sich tatsächlich um ein Gespräch 

handelt, bei dem versucht wird, den umstrittenen Sachverhalt aufzuklären. Nicht 

ausreichend im Sinne des rechtlichen Gehörs ist beispielsweise die bloße Auf-

nahme der Personalien der störenden Person.66  

Es gibt jedoch auch Ausnahmen von der Anhörungspflicht. 

Das Gericht ist nicht verpflichtet einer Person rechtliches Gehör zu gewähren, 

wenn die Ungebühr, die diese Person begangen hat so schwerwiegend ist, dass 

dem Gericht ein weiteres Verhandeln mit dieser Person nicht zugemutet werden 

kann.67 Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn die Ungebühr darin besteht, 

dass ein tätliches Verhalten in Form von Körperverletzungen oder ähnlichem 

gegenüber dem Gericht begangen wird. 

Weiter ist eine Anhörung entbehrlich, wenn die anzuhörende Person in der Form 

verhandlungsunfähig ist, dass sie den Ausführungen des Gerichts nicht folgen 

kann oder sie selbst nicht in der Lage ist, Aussagen zum Geschehen zu 

machen.
68

 Dies kann beispielsweise auftreten, wenn die Person alkoholisiert ist 

oder eine schwerwiegende geistige Behinderung besteht, durch die eine eigene 

Bewertung des Sachverhaltes unmöglich wird. 
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69  
Vgl. OLG Zweibrücken, B. v. 15.12.2004, 3 W 199/04, NJW 2005, 611. 

 

Zudem ist eine Anhörung entbehrlich, wenn sich der Störer selbst aus dem 

Sitzungssaal entfernt und die Anhörung durch das Gericht tatsächlich nicht mehr 

möglich ist.69 Die Person entzieht sich dabei eigenwillig der Anhörung und 

verzichtet auf diese. Denkbar ist dieser Fall, wenn die Ungebühr selbst darin 

liegt, dass eine Person beim Verlassen des Sitzungssaales während der 

Verhandlung die Tür laut zuschlägt. 

Sollte es der Rechtspfleger versäumen, während der Verhandlung und vor Erlass 

der Ordnungsmaßnahme, die betroffene Person anzuhören, so kann diese 

Anhörung keinesfalls später nachgeholt werden, da diese die versäumte 

Anhörung nicht heilt.  

Hintergrund dabei ist, dass der Sinn und Zweck des rechtlichen Gehörs gerade 

darauf gerichtet ist, der betroffenen Person eine Chance zur Abwendung einer 

Maßnahme zu geben. Mit einer nachträglichen Anhörung kann dieser Zweck 

nicht mehr erreicht werden. 

 

4. Beschluss 

Die Anordnungen des Rechtspflegers im Rahmen der sitzungspolizeilichen Maß-

nahmen ergehen förmlich im Beschlusswege. 

Eine Ausnahme bildet lediglich § 176 GVG. Hier ist kein Beschluss erforderlich, 

sondern eine formlose Aufforderung oder Durchsetzung ausreichend. Hinter-

grund ist dabei, dass die Maßnahmen nach § 176 GVG meist in Ermahnungen 

oder Androhungen bestehen. Eine Dokumentation des Ablaufs ist nicht erfor-

derlich, weil gegen diese Maßnahmen ohnehin kein Rechtsmittel gegeben ist. 

Maßnahmen gemäß § 177 GVG und § 178 GVG ergehen hingegen im 

Beschlusswege durch den Rechtspfleger. Die Anordnungen aus diesen Normen 

können nebeneinander auch in einem gemeinsamen Beschluss bestehen und 

angeordnet werden. 
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70  
Vgl. OLG Stuttgart, B. v. 13.01.1969, 2 Ws 208/68, NJW 1969, 627. 

71  
Vgl. OLG Stuttgart, B. v. 13.01.1969, a. a. O. 

72  
Vgl. Kissel/Mayer, § 178 GVG Rn. 50. 

73  
Vgl. Kissel/Mayer, a. a. O.  

74  
Vgl. Thüringer OLG, B. v. 25.08.2005, 1 Ws 284/05, VRS 110, 20. 

 

Beim Erlass des Beschlusses ist darauf zu achten, dass die Beschlussfassung 

selbst im räumlichen und zeitlichen Geltungsbereich der Sitzungspolizei vorge-

nommen wird.70 Das heißt konkret, dass der Beschluss bei anwesenden Störern 

noch während der Sitzung verkündet werden muss, weil der Vorsitzende zu 

diesem Zeitpunkt noch die Sitzungspolizei innehat.
71 

Bei abwesenden Störern ist der erlassene Beschluss der betroffenen Person 

zuzustellen.72 Diese Regelung gilt jedoch nur bei geistiger Abwesenheit des 

Störers. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn die störende Person so ge-

stresst oder in Rage ist, dass die Anordnung des Gerichts schlichtweg nicht 

wahrgenommen wird. 

Ist ein Störer aufgrund seines Verhaltens oder seiner begangenen Ungebühr ab-

wesend, ist grundsätzlich zunächst keine Zustellung erforderlich. Notwendig wird 

die Zustellung erst dann, wenn die angeordnete Ordnungsstrafe zwangsweise 

vollstreckt werden muss. Dabei ist die förmliche Zustellung des Beschlusses eine 

Voraussetzung gemäß § 329 Abs. 3 ZPO.73 

Diese Regelung findet auf Verfahren vor dem Rechtspfleger Anwendung, weil 

sich das Zwangsversteigerungsverfahren gemäß § 869 ZPO und das Insolvenz-

verfahren gemäß § 4 InsO dabei nach der ZPO richten. 

Der Beschluss besteht aus Tenor, Begründung und Rechtsmittelbelehrung. Der 

Tenor muss die tatsächlich getroffene Maßnahme enthalten, sowie eine genaue 

Höhe der Strafe festlegen. Dabei ist zu beachten, dass der Inhalt vollstreckungs-

fähig ist. 

Die Begründung soll die genauen Gründe, welche zu der Maßnahme geführt 

haben, wiedergeben. Eine Begründung kann dann entbehrlich sein, wenn sich 

schon aus der vorangegangenen Protokollierung die veranlassenden Entschei-

dungsgründe des Gerichtes ergeben.74 Näheres dazu wird unter dem folgenden 

Punkt erläutert. 
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75  
Vgl. Sächsisches Landessozialgericht, B. v. 20.12.2016, L 3 AS 1111/14 B, 

    BGHSt 9, 77. 
76  

Vgl. OLG Karlsruhe, B. v. 14.02.1997, 14 W 1/97, NJW-RR 1998, 144. 
77  

Vgl. OLG Karlsruhe, B. v. 14.02.1997, a. a. O. 

Da sich die Verfahren, in denen der Rechtspfleger den Vorsitz innehat, nach der 

ZPO richten, hat nach Verkündung des Beschlusses eine Rechtsmittelbelehrung 

gemäß § 232 S. 1 ZPO zu erfolgen. Näheres zu den Rechtsmitteln wird im Fol-

genden erläutert. 

 

5. Form 

Die Form des Beschlusses richtet sich nach § 182 GVG. Über die Sitzung und 

die angeordneten Maßnahmen ist ein Protokoll zu fertigen. 

Von den Maßnahmen, die für den Rechtspfleger relevant werden können, sind 

nur die §§ 177 und 178 GVG von dem Erfordernis der Beschlussfassung um-

fasst. 

Die Pflicht zur Führung eines Protokolls über die Sitzung ergibt sich aus § 159 

ZPO. Der allgemeine Inhalt ist in § 160 ZPO geregelt. 

Als Mindestinhalt bezüglich der sitzungspolizeilichen Maßnahmen sind in das 

Protokoll der Tenor des Beschlusses und die Beschlussgründe aufzunehmen. 

Eine Anmerkung dazu, ob im Anschluss an die Beschlussverkündung eine 

Rechtsmittelbelehrung erfolgt ist, ist nicht erforderlich, da das Protokoll dahin-

gehend keine Beweiskraft hat.75 

Das Protokoll soll vor allem die Entscheidungsgründe, die zur Anordnung einer 

sitzungspolizeilichen Maßnahme geführt haben, so detailliert und objektiv wie 

möglich wiedergeben. So sind beispielsweise Beleidigungen im Wortlaut 

wiederzugeben und Gesten genau zu beschreiben.
76

  

Sollte die betroffene Person ein Rechtsmittel gegen den Beschluss einlegen, so 

soll es in der Rechtsmittelinstanz möglich sein, allein anhand des Beschlusses, 

den konkreten Verhandlungsablauf nachvollziehen zu können.77 
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78  
Vgl. OLG Düsseldorf, B. v. 20.09.2000, 2 Ws 220/00, veröffentlicht unter 

    www.juris.de. 
79 

Vgl. Sächsisches Landessozialgericht, B. v. 20.12.2016, L 3 AS 1111/14 B, 
    BGHSt 9, 77.

 
 

80  
Vgl. OLG Düsseldorf, B. v. 20.09.2000, 2 Ws 220/00, veröffentlicht unter 

    www.juris.de. 
81  

Kissel/Mayer, § 182 GVG Rn. 4.  

Besonders bei Anordnungen aufgrund von Ungebührhandlungen gemäß § 178 

GVG ist eine ausführliche Protokollierung erforderlich.78 Die herrschende 

Meinung geht davon aus, dass das Protokoll nachträglich hinsichtlich der Gründe 

nicht mehr konkretisiert werden kann.79 Eine andere Ansicht würde dazu führen, 

dass der Grundsatz des rechtlichen Gehörs für den Betroffenen umgangen wer-

den würde, da dieser tatsächlich zu nachträglich Ergänztem nicht gehört werden 

könnte. 

Da der Begriff Ungebühr nicht gesetzlich definiert ist, muss sich das Verhalten, 

das vom Gericht als Ungebühr empfunden wurde, für die Rechtsmittelinstanz 

konkret aus dem Protokoll ergeben.80 Sinn und Zweck dahinter ist, dass in der 

Rechtsmittelinstanz keine neue „Sachaufklärung“ erfolgen soll, da das Gericht die 

Situation während der erstinstanzlichen Sitzung nicht nachempfinden kann.81 

 

II. Rechtsmittel  

1. Statthaftigkeit 

Welches Rechtsmittel gegen die Anordnung von sitzungspolizeilichen Maß-

nahmen des Rechtspflegers statthaft ist, richtet sich nach § 181 GVG. Demnach 

können Maßnahmen nach § 178 GVG mit der Beschwerde angefochten werden.  

Jedoch können gemäß § 181 Abs. 1 GVG keine Maßnahmen angefochten 

werden, die vom Bundesgerichtshof oder von einem Oberlandesgericht erlassen 

wurden. 

Gegen die sitzungspolizeilichen Maßnahmen der §§ 176 und 177 GVG ist dieses 

Rechtsmittel nicht gegeben. Dies ergibt sich aus dem Umkehrschluss zu § 181 

GVG. 
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82  
Vgl. BGH, B. v. 13.10.2015, StB 10/15, NJW 2015, 3671. 

83  
OLG Stuttgart, B. v. 29.06.2011, 4 Ws 136/11, NJW 2011, 2899. 

84  
Vgl. BVerfG, Einstweilige Anordnung v. 11.11.1992, 1 BvR 1595/92,  

    NJW 1992, 3288. 
85  

Vgl. OLG Hamm, B. v. 25.07.1960, 3 Ws 396/60, NJW 1960. 2305. 

Hintergrund dabei ist, dass die Autorität des Verfahrensvorsitzenden während der 

Verhandlung gewahrt werden soll. Könnte jeder Betroffene alle gegen ihn 

ergangenen Maßnahmen sofort anfechten, wäre der Sinn und Zweck der Re-

gelungen nicht gewahrt.82 Der Vorsitzende wäre den Störungen gegenüber 

schutzlos. 

Bei Anordnungen nach diesen Normen sind lediglich Maßnahmen im Rahmen 

des § 140 ZPO möglich, wenn der Vorsitzende über seine Zuständigkeit hinaus 

tätig geworden ist. Dies ist der Fall, wenn beispielsweise eine Entscheidung des 

Gerichtes gemäß § 177 S. 2 GVG erforderlich ist, aber eine Entscheidung durch 

den Vorsitzenden allein erfolgt. 

Ausnahmen von § 181 GVG gibt es, wenn eine Person „durch eine Maßnahme 

über die Verhandlung hinaus in seinen Rechten beeinträchtigt ist“.83 Dann ist 

auch hier die Beschwerde statthaft. 

Sollte sich eine Person durch eine Anordnung diskriminiert fühlen, weil beispiels-

weise eine willkürliche Anordnung des Vorsitzenden ergangen ist, die einzelne 

Personen oder Personengruppen benachteiligt, kann auch eine Verfassungs-

beschwerde gegen eine solche Anordnung statthaft sein.84 

 

2. Zuständigkeit 

Über die Beschwerde entscheidet gemäß § 181 Abs. 3 GVG das Oberlandes-

gericht in dem Bezirk, in dem das Gericht seinen Sitz hat, dessen Entscheidung 

angefochten wird. 

Das Oberlandesgericht kann die Anordnung entweder aufrecht erhalten oder 

abmildern. Eine Erhöhung der Maßnahme ist in der Rechtsmittelinstanz nicht 

möglich, da der Betroffene durch die Einlegung nicht schlechter gestellt werden 

soll als zuvor.85 
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86  
Vgl. Kissel/Mayer, § 181 GVG Rn. 10. 

3. Berechtigung 

Beschwerdeberechtigt ist nur derjenige, der von der sitzungspolizeilichen Maß-

nahme betroffen ist. Betroffen ist eine Person dann, wenn sich die Maßnahme 

unmittelbar gegen sie richtet. Somit kann nur die störende Person selbst gegen 

die Anordnung vorgehen. 

Die Beschwerde kann jeder Betroffene einlegen, unabhängig davon, ob die Per-

son bereits voll geschäftsfähig ist.
86

 Daraus folgt, dass auch Minderjährige selbst 

die Beschwerde einlegen können. 

 

4. Form 

Die Form der Beschwerde richtet sich nach § 569 ZPO. Die Vorschriften über die 

sofortige Beschwerde der ZPO finden entsprechende Anwendung. 

Die Beschwerde kann schriftlich in Form einer Beschwerdeschrift gemäß § 569 

Abs. 2 ZPO eingereicht werden oder gemäß § 569 Abs. 3 Nr. 3 ZPO zu Protokoll 

der Geschäftsstelle aufgenommen werden. 

Die Beschwerde ist gemäß § 569 Abs. 1 ZPO bei dem Gericht einzulegen, 

dessen Entscheidung damit angefochten wird. Aber auch die Einlegung bei dem 

Gericht, das über die Beschwerde entscheidet, ist gemäß § 569 Abs.1 Satz 1 Hs. 

2 ZPO möglich und wirksam. 

Der Inhalt der Beschwerde richtet sich nach § 569 Abs. 2 Satz 2 ZPO. Danach 

muss die Beschwerde die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung, sowie 

eine Erklärung, dass dagegen Beschwerde eingelegt wird, enthalten. 

 

5. Frist 

Die Frist zur Einlegung der Beschwerde beträgt gemäß § 181 Abs. 1 GVG eine 

Woche. Dabei handelt es sich um eine Notfrist, weil § 569 Abs. 1 ZPO ent-

sprechend angewendet wird.  
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87  
Vgl. Kissel/Mayer, § 179 GVG Rn. 2. 

88  
Vgl. Kissel/Mayer, § 179 GVG Rn. 4. 

Die Frist beginnt mit der Bekanntmachung der Entscheidung. Bei Versäumung 

dieser Frist ist nach den Voraussetzungen der §§ 233 ff. ZPO die Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand möglich. 

 

III. Vollstreckung 

Die Vollstreckung der durch den Rechtspfleger angeordneten sitzungs-

polizeilichen Maßnahmen richtet sich nach § 179 GVG. Diese Norm umfasst alle 

Anordnungen, die im Rahmen der Sitzungspolizei vom Rechtspfleger getroffen 

werden können, also die §§ 176 bis 178 GVG. Dies ergibt sich aus dem 

Umkehrschluss des § 179 GVG, da dieser keinen konkreten Anwendungsbereich 

nennt. 

Aus der Norm selbst ergibt sich, dass die Vollstreckung unmittelbar nach der 

Anordnung zu veranlassen ist. Das bedeutet, dass das Gericht hier von Amts 

wegen tätig wird. Ein Antrag eines anderen Verfahrensbeteiligten ist für die 

Einleitung der Vollstreckung nicht erforderlich. 

Maßnahmen gemäß §§ 176 und 177 GVG sind noch während der Verhandlung 

zu vollstrecken, da deren Sinn und Zweck darin besteht, einer akuten Störung 

während einer Sitzung sofort entgegenzuwirken.87 Bei der Umsetzung kann sich 

der Vorsitzende eines Polizisten oder Wachtmeisters bedienen, die beispiels-

weise eine Person aus dem Verhandlungssaal bringen. 

Die Vollstreckung von Ordnungsgeld gemäß § 178 GVG erfolgt hingegen gemäß 

§ 1 Abs. 1 Nr. 3 JBeitrG. Die Regelungen des § 8 JBeitrG finden jedoch keine 

Anwendung, weil § 181 GVG in diesem Fall als lex specialis gilt.  

Die Vollstreckung ist gemäß § 31 Abs. 3 RPflG funktionell vollumfänglich auf den 

Rechtspfleger übertragen. Das Ordnungsgeld kann ausschließlich unter 

Beachtung der Justizbeitreibungsordnung vollstreckt werden. Ein Einfordern des 

Geldes von dem Störer während oder direkt im Anschluss an die Verhandlung, ist 

ausgeschlossen.88 
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F. Zusammenfassung 

Die Vielfalt der sitzungspolizeilichen Maßnahmen der §§ 176 bis 178 GVG ist 

groß. Diese Regelungen sind grundsätzlich auf den Richter ausgelegt, da die 

Gerichtsverfassung bei Entstehung des GVG noch keinen Rechtspfleger kannte. 

Die Regelungen sind dennoch auf Verfahren, in denen ein Rechtspfleger den 

Vorsitz hat, anwendbar. Anhand der Termine im Zwangsversteigerungsverfahren 

und im Insolvenzverfahren ist ersichtlich, dass sich die Befugnisse beider 

Rechtspflegeorgane teilweise überschneiden. 

Es ist für den Rechtspfleger in gleicher Weise wie für den Richter möglich, die 

Ordnung durch Ermahnungen, Verweisungen aus dem Raum oder Anordnung 

von Ordnungsgeld gegen Störer, zu wahren.  

Die Einschränkungen des Rechtspflegers im Gegensatz zum Richter be-

schränken sich im Wesentlichen darauf, dass der Rechtspfleger nicht befugt ist, 

Ordnungsstrafen anzudrohen oder anzuordnen. Dies wäre mit dem deutschen 

Grundgesetz nicht vereinbar. 

Es ist berechtigt, dass diese Unterschiede zwischen Richtern und Rechtspflegern 

weiterhin bestehen, denn es handelt sich schließlich um verschiedene Organe 

der Rechtspflege. Eine Gesetzesänderung dahingehend, dass der Rechtspfleger 

dem Richter gleichgestellt wird, sodass die Art. 92 ff. GG auch für ihn gelten, 

wäre nicht sinnvoll. Die Ausbildung der Rechtspfleger mag sehr gut sein, jedoch 

ist sie mit dem Umfang eines Jurastudiums nicht zu vergleichen. 

Der Rechtspfleger sollte jedoch schon während des Studiums darauf vorbereitet 

werden, dass man als Vorsitzender einer Verhandlung auch für die Einhaltung 

der Ordnung zu sorgen hat. Die sitzungspolizeilichen Befugnisse und Ein-

schränkungen des Rechtspflegers sollten bereits im Rahmen des theoretischen 

Unterrichts ausführlich besprochen werden. Die Rechtspflegeranwärter wären 

sich dadurch bereits während des Studiums bewusst, dass sie störenden 

Personen gegenüber nicht schutzlos ausgeliefert sind, sondern es Mittel gibt, die 

Kontrolle in einer Verhandlung zu behalten.  
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